
 

 

E n t wur f  

Bundesgesetz, mit dem das Umsatzsteuergesetz 1994, das Stabilitätsabgabegesetz, das 
Grunderwerbsteuergesetz 1987, die Bundesabgabenordnung, das Gesundheits- und 
Sozialbereich-Beihilfengesetz und das Amtshilfe-Durchführungsgesetz geändert werden 
(Budgetbegleitgesetz 2014 – BudBG 2014) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel X1 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

Das Umsatzsteuergesetz 1994, BGBl. Nr. 663/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 13/2014, wird wie folgt geändert: 

1. § 3a wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 13 lautet: 

„(13) Elektronisch erbrachte sonstige Leistungen, Telekommunikations-, Rundfunk- und Fernseh-
dienstleistungen werden an dem Ort ausgeführt, an dem der Leistungsempfänger seinen Wohnsitz, Sitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, soweit diese Leistungen an einen Nichtunternehmer im Sinne des 
Abs. 5 Z 3 erbracht werden.“ 

b) In Abs. 14 lautet der erste Satz: 

„Ist der Empfänger ein Nichtunternehmer im Sinne des Abs. 5 Z 3 und hat er keinen Wohnsitz, Sitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Gemeinschaftsgebiet, werden die folgenden sonstigen Leistungen an seinem 
Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Drittlandsgebiet ausgeführt:“ 

c) In Abs. 14 entfallen die Ziffern 12 bis 14. Die Ziffer 15 erhält die Bezeichnung „12.“. 

d) Abs. 15 lautet: 

„(15) Bei folgenden sonstigen Leistungen verlagert sich der Ort der sonstigen Leistung vom Dritt-
landsgebiet ins Inland, wenn sie im Inland genutzt oder ausgewertet werden: 
 1. die Vermietung von Beförderungsmitteln; 
 2. eine in Abs. 14 bezeichnete sonstige Leistung an eine juristische Person des öffentlichen Rechts, 

die Nichtunternehmer im Sinne des Abs. 5 Z 3 ist.“ 

e) In Abs. 16 wird der Verweis „Abs. 6, 7, 12 oder 13 lit. a“ durch den Verweis „Abs. 6, 7, 12, 13 oder 
14“ ersetzt. 

2. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 lautet der erste Satz: 

„Bei nichtbuchführungspflichtigen Unternehmern, deren im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebes ausgeführten Umsätze 400 000 Euro nicht übersteigen, wird die Steuer für diese Umsätze mit 
10% der Bemessungsgrundlage festgesetzt.“ 
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b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a angefügt: 

„(1a) Für die Ermittlung der Umsatzgrenze von 400 000 Euro nach Abs. 1 und den Zeitpunkt des 
Eintritts der aus Über- oder Unterschreiten der Umsatzgrenze resultierenden umsatzsteuerlichen Folgen 
ist § 125 BAO sinngemäß anzuwenden.“ 

3. § 25a lautet samt Überschrift: 

„Sonderregelung für Drittlandsunternehmer, die elektronisch erbrachte sonstige Leistungen, Tele-
kommunikations-, Rundfunk- oder Fernsehdienstleistungen an Nichtunternehmer im Gemein-

schaftsgebiet erbringen 

Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Sonderregelung 

§ 25a. (1) Ein Unternehmer, der im Gemeinschaftsgebiet weder sein Unternehmen betreibt noch eine 
Betriebsstätte hat und nicht verpflichtet ist, sich im Gemeinschaftsgebiet für umsatzsteuerliche Zwecke 
erfassen zu lassen, kann auf Antrag für Umsätze gemäß § 3a Abs. 13, die im Gemeinschaftsgebiet ausge-
führt werden, abweichend von den allgemeinen Vorschriften, die nachstehende Sonderregelung in An-
spruch nehmen, wenn dies nicht nach Abs. 10, Art. 25a Abs. 8, oder einer vergleichbaren Sperrfrist in 
einem anderen Mitgliedstaat ausgeschlossen ist und er in keinem anderen Mitgliedstaat der Sonderrege-
lung gemäß Art. 358 bis 369 der Richtlinie 2006/112/EG unterliegt. Der Antrag auf Inanspruchnahme der 
Sonderregelung ist über das für diese Zwecke beim Bundesministerium für Finanzen eingerichtete Portal 
einzubringen. 

Unterliegt ein Unternehmer in einem anderen Mitgliedstaat der Sonderregelung gemäß Art. 358 bis 
369 der Richtlinie 2006/112/EG gelten die folgenden Absätze sinngemäß. 

Beginn der Inanspruchnahme 

(2) Die Sonderregelung ist ab dem ersten Tag des auf den Antrag nach Abs. 1 folgenden Kalender-
vierteljahres anzuwenden. Abweichend davon ist sie ab dem Tag der Erbringung der ersten sonstigen 
Leistung im Sinne des Abs. 1 anzuwenden, wenn der Unternehmer die Aufnahme der Tätigkeit spätestens 
am zehnten Tag des auf die erste Leistungserbringung folgenden Monates meldet. Letzteres gilt sinnge-
mäß auch bei einem Wechsel von der Sonderregelung gemäß Art. 25a zur Sonderregelung gemäß § 25a. 

Steuererklärung, Erklärungszeitraum 

(3) Der Unternehmer hat spätestens am zwanzigsten Tag des auf einen Erklärungszeitraum folgen-
den Monates eine Steuererklärung über alle in diesem Erklärungszeitraum ausgeführten steuerpflichtigen 
Umsätze, die unter die Sonderregelung fallen, über das für diese Zwecke beim Bundesministerium für 
Finanzen eingerichtete Portal abzugeben. Eine Steuererklärung ist auch dann abzugeben, wenn im Erklä-
rungszeitraum keine Umsätze ausgeführt worden sind. Die für den Erklärungszeitraum zu entrichtende 
Steuer ist selbst zu berechnen. 

Der Erklärungszeitraum ist das Kalendervierteljahr. 

(4) In der Steuererklärung sind die unter die Sonderregelung fallenden Umsätze, die darauf anzu-
wendenden Steuersätze und die zu entrichtende Steuer hinsichtlich jedes Mitgliedstaates sowie die ge-
samte zu entrichtende Steuer anzugeben. Weiters ist die eigens für diese Sonderregelung vom Finanzamt 
zu erteilende Identifikationsnummer anzugeben. 

Werte in fremder Währung 

(5) Die Beträge in der Steuererklärung sind in Euro anzugeben. Der Unternehmer hat zur Berech-
nung der Steuer Werte in fremder Währung nach den Kursen umzurechnen, die für den letzten Tag des 
Erklärungszeitraumes von der Europäischen Zentralbank festgestellt worden sind. Sind für diesen Tag 
keine Umrechnungskurse festgestellt worden, hat der Unternehmer die Steuer nach den für den nächsten 
Tag nach Ablauf des Erklärungszeitraumes von der Europäischen Zentralbank festgestellten Umrech-
nungskursen umzurechnen. 

Änderung der Bemessungsgrundlage 

(6) Änderungen der Bemessungsgrundlage der Umsätze gemäß Abs. 1 durch den Unternehmer sind 
innerhalb von drei Jahren ab dem Tag, an dem die ursprüngliche Erklärung abzugeben war, durch Berich-
tigung der ursprünglichen Erklärung elektronisch vorzunehmen und wirken auf den ursprünglichen Erklä-
rungszeitraum zurück. 

Entrichtung der Steuer 

(7) Die Steuer ist spätestens am zwanzigsten Tag (Fälligkeitstag) des auf den Erklärungszeitraum, in 
dem die sonstige Leistung im Sinne des Abs. 1 ausgeführt worden ist, folgenden Monates zu entrichten. 
Die Zahlung erfolgt unter Hinweis auf die zugrundeliegende Steuererklärung. 
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Beendigung oder Ausschluss von der Sonderregelung 

(8) Ein Unternehmer kann die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung beenden, unabhängig davon, 
ob er weiterhin sonstige Leistungen erbringt, die unter diese Sonderregelung fallen können. Die Beendi-
gung der Sonderregelung kann nur mit Wirkung von Beginn eines Kalendervierteljahres an erfolgen. Sie 
ist spätestens fünfzehn Tage vor Ablauf des diesem vorangehenden Kalendervierteljahres über das für 
diese Zwecke beim Bundesministerium für Finanzen eingerichtete Portal zu erklären. 

(9) In folgenden Fällen wird ein Unternehmer von der Inanspruchnahme der Sonderregelung ausge-
schlossen: 
 a) wenn der Unternehmer mitteilt, dass er keine elektronisch erbrachten sonstigen Leistungen, 

Telekommunikations-, Rundfunk- oder Fernsehdienstleistungen mehr erbringt; 
 b) wenn über einen Zeitraum von acht aufeinanderfolgenden Kalendervierteljahren keine sonsti-

gen Leistungen im Sinne des Abs. 1 erbracht werden; 
 c) wenn er die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung nicht mehr 

erfüllt; 
 d) wenn er wiederholt gegen die Vorschriften dieser Sonderregelung verstößt. 
Die Ausschlussentscheidung wird elektronisch übermittelt und wirkt ab dem ersten Tag des Kalendervier-
teljahres, das auf die Übermittlung der Ausschlussentscheidung folgt. Ist der Ausschluss jedoch auf eine 
Verlegung des Ortes, von dem aus der Unternehmer sein Unternehmen betreibt, ins Gemeinschaftsgebiet 
oder auf eine Begründung einer Betriebsstätte im Gemeinschaftsgebiet zurückzuführen, so ist der Aus-
schluss ab dem Tag dieser Änderung wirksam. 

Sperrfristen 

(10) Erfolgt ein Ausschluss gemäß Abs. 9 lit. a oder beendet ein Unternehmer gemäß Abs. 8 die In-
anspruchnahme der Sonderregelung, kann der Unternehmer diese Sonderregelung zwei Kalenderviertel-
jahre ab Wirksamkeit des Ausschlusses bzw. der Beendigung nicht in Anspruch nehmen. Erfolgt ein 
Ausschluss gemäß Abs. 9 lit. d, beträgt dieser Zeitraum acht Kalendervierteljahre und gilt für die Sonder-
regelungen gemäß § 25a und Art. 25a. 

Berichtspflichten 

(11) Der Unternehmer hat die Beendigung seiner dieser Sonderregelung unterliegenden Tätigkeit, 
Änderungen, durch die er die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung nicht 
mehr erfüllt, sowie Änderungen der im Rahmen der Sonderregelung mitgeteilten Angaben bis zum zehn-
ten Tag des folgenden Monates über das für diese Zwecke beim Bundesministerium für Finanzen einge-
richtete Portal zu melden. 

Aufzeichnungspflichten 

(12) Die Aufzeichnungen über die nach dieser Sonderregelung getätigten Umsätze haben getrennt 
nach den Mitgliedstaaten zu erfolgen, in denen die Umsätze ausgeführt worden sind. Die Aufzeichnungen 
sind zehn Jahre aufzubewahren und über Aufforderung der zuständigen Behörde auf elektronischem Weg 
zur Verfügung zu stellen. 

Festsetzung und Entstehung der Steuerschuld inländischer Umsätze 

(13) Unterlässt der Unternehmer die Einreichung der Steuererklärung pflichtwidrig oder erweist sich 
die Steuererklärung als unvollständig oder die Selbstberechnung als nicht richtig, so hat das Finanzamt 
die Steuer festzusetzen, soweit es sich um im Inland ausgeführte Umsätze im Sinne des Abs. 1 handelt. 
Die festgesetzte Steuer hat den im Abs. 7 genannten Fälligkeitstag. 

(14) Die Steuerschuld für im Inland ausgeführte Umsätze gemäß Abs. 1 entsteht in dem Zeitpunkt, in 
dem die sonstigen Leistungen ausgeführt werden. 

(15) Für im Inland ausgeführte Umsätze gemäß Abs. 1 sind § 21 Abs. 1 bis 6 und § 27 Abs. 7 zwei-
ter Satz nicht anzuwenden.“ 

4. In § 28 wird folgender Abs. 41 angefügt: 
 „(41) § 3a Abs. 13 bis 16, § 22 Abs. 1 und 1a, § 25a, Art. 25a und Art. 28, jeweils in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft und sind erstmals auf 
Umsätze und sonstige Sachverhalte anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2014 ausgeführt 
werden. Werden Umsätze gemäß § 3a Abs. 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2014 nach dem 31. Dezember 2014 ausgeführt, gilt dies nur für den Teil des Entgelts, 
der nicht vor dem 1. Jänner 2015 vereinnahmt wurde. Der Antrag auf Inanspruchnahme der Son-
derregelung nach Art. 25a Abs. 1 ist ab 1. Oktober 2014 möglich. 
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5. Der Anhang (Zu § 29 Abs. 8) wird wie folgt geändert: 

a) Nach Art. 25 wird folgender Art. 25a samt Überschrift eingefügt: 

„Sonderregelung für im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die elektronisch erbrachte 
sonstige Leistungen, Telekommunikations-, Rundfunk- oder Fernsehdienstleistungen an Nichtun-

ternehmer im Gemeinschaftsgebiet erbringen 

Im Inland ansässige Unternehmer 

Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Sonderregelung 

Art. 25a. (1) Folgende Unternehmer können auf Antrag für Umsätze gemäß § 3a Abs. 13, die in an-
deren Mitgliedstaaten ausgeführt werden, in denen sie weder ihr Unternehmen betreiben noch eine Be-
triebsstätte haben, abweichend von den allgemeinen Vorschriften, die nachstehende Sonderregelung in 
Anspruch nehmen, wenn dies nicht nach Abs. 8, § 25a Abs. 10 oder einer vergleichbaren Sperrfrist in 
einem anderen Mitgliedstaates ausgeschlossen ist: 
 1. ein Unternehmer, der sein Unternehmen im Inland betreibt; 
 2. ein Unternehmer, der sein Unternehmen im Drittlandsgebiet betreibt, und innerhalb des Gemein-

schaftsgebiets nur im Inland eine Betriebsstätte hat; 
 3. ein Unternehmer, der sein Unternehmen im Drittlandsgebiet betreibt, im Inland eine Betriebsstät-

te hat und im übrigen Gemeinschaftsgebiet zumindest eine weitere Betriebsstätte betreibt, und 
sich für die Inanspruchnahme der Sonderregelung nach diesem Bundesgesetz entscheidet. 

In den Fällen der Z 3 kann sich der Unternehmer nur für die Inanspruchnahme der Sonderreglung nach 
diesem Bundesgesetz entscheiden, wenn er innerhalb der zwei vorangegangenen Kalenderjahre nicht in 
einem anderen Mitgliedstaat, in dem er zum Zeitpunkt der Antragstellung eine Betriebstätte hat, eine 
Sonderregelung gemäß Art. 369a bis 369k der Richtlinie 2006/112/EG unter den der Z 3 entsprechenden 
Voraussetzungen in Anspruch genommen hat. 

Der Antrag auf Inanspruchnahme dieser Sonderregelung ist über FinanzOnline einzubringen. 

Beginn der Inanspruchnahme 

(2) Die Sonderregelung ist ab dem ersten Tag des auf den Antrag nach Abs. 1 folgenden Kalender-
vierteljahres anzuwenden. Abweichend davon ist sie ab dem Tag der Erbringung der ersten sonstigen 
Leistung im Sinne des Abs. 1 anzuwenden, wenn der Unternehmer die Aufnahme der Tätigkeit spätestens 
am zehnten Tag des auf die erste Leistungserbringung folgenden Monates meldet. 

Hat der Unternehmer eine Sonderregelung gemäß Art. 369a bis 369k der Richtlinie 2006/112/EG in 
einem anderen Mitgliedstaat in Anspruch genommen und den Ort, von dem aus der Unternehmer sein 
Unternehmen betreibt, ins Inland oder ins Drittlandsgebiet verlegt oder seine Betriebsstätte in dem ande-
ren Mitgliedstaat aufgelassen, ist die Sonderregelung ab dem Tag der Änderung anzuwenden. Dies gilt 
sinngemäß auch, wenn von einer Sonderregelung im Sinne des § 25a zu dieser Sonderregelung gewech-
selt wird. Voraussetzung dafür ist jeweils, dass der Unternehmer diese Änderung spätestens am zehnten 
Tag des auf die Änderung folgenden Monates beiden Mitgliedstaaten elektronisch meldet. 

Steuererklärung, Erklärungszeitraum, Entrichtung 

(3) Der Unternehmer hat spätestens am zwanzigsten Tag des auf einen Erklärungszeitraum folgen-
den Monates eine Steuererklärung über alle in diesem Erklärungszeitraum ausgeführten steuerpflichtigen 
Umsätze, die unter die Sonderregelung fallen, über FinanzOnline abzugeben. Eine Steuererklärung ist 
auch dann abzugeben, wenn im Erklärungszeitraum keine Umsätze ausgeführt worden sind. Die für den 
Erklärungszeitraum zu entrichtende Steuer ist selbst zu berechnen und bei Abgabe der Erklärung, jedoch 
spätestens am zwanzigsten Tag des auf den Erklärungszeitraum folgenden Monates zu entrichten. Die 
Zahlung erfolgt unter Hinweis auf die zugrundeliegende Steuererklärung. Für Berichtigungen gilt Abs. 12 
sinngemäß. 

Der Erklärungszeitraum ist das Kalendervierteljahr. 

(4) In der Steuererklärung sind anzugeben: 
 1. die dem Unternehmer vom Finanzamt gemäß Art. 28 erteilte Umsatzsteuer-

Identifikationsnummer; 
 2. für jeden Mitgliedstaat die Summe der in diesem Erklärungszeitraum ausgeführten, unter die 

Sonderregelung fallenden steuerpflichtigen Umsätze und die darauf entfallende Steuer aufgeglie-
dert nach Steuersätzen; 

 3. die Gesamtsteuerschuld. 

18/ME XXV. GP - Ministerialentwurf - Gesetzestext4 von 11

www.parlament.gv.at



 

 

Erbringt der Unternehmer von Betriebsstätten in anderen Mitgliedstaaten Umsätze, die unter diese 
Sonderregelung fallen, so sind die in Z 1 bis 3 genannten Angaben auch für jeden dieser Mitgliedstaaten 
in der Steuererklärung anzuführen. Mangels Umsatzsteuer-Identifikationsnummer ist die Steuerregister-
nummer der jeweiligen Betriebsstätte anzugeben. 

Werte in fremder Währung 

(5) Die Beträge in der Steuererklärung sind in Euro anzugeben. 

Der Unternehmer hat zur Berechnung der Steuer Werte in fremder Währung nach den Kursen umzu-
rechnen, die für den letzten Tag des Erklärungszeitraumes von der Europäischen Zentralbank festgestellt 
worden sind. Sind für diesen Tag keine Umrechnungskurse festgestellt worden, hat der Unternehmer die 
Steuer nach den für den nächsten Tag nach Ablauf des Erklärungszeitraumes von der Europäischen Zent-
ralbank festgestellten Umrechnungskursen umzurechnen. 

Beendigung oder Ausschluss von der Sonderregelung 

(6) Ein Unternehmer kann die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung beenden, unabhängig davon, 
ob er weiterhin sonstige Leistungen erbringt, die unter diese Sonderregelung fallen können. Die Beendi-
gung der Sonderregelung kann nur mit Wirkung von Beginn eines Kalendervierteljahres an erfolgen. Sie 
ist spätestens fünfzehn Tage vor Ablauf des diesem vorangehenden Kalendervierteljahres über FinanzOn-
line zu erklären. 

(7) In folgenden Fällen wird ein Unternehmer von der Inanspruchnahme der Sonderregelung ausge-
schlossen: 
 a) wenn der Unternehmer mitteilt, dass er keine elektronisch erbrachten sonstigen Leistungen, 

Telekommunikations-, Rundfunk- oder Fernsehdienstleistungen mehr erbringt; 
 b) wenn über einen Zeitraum von acht aufeinanderfolgenden Kalendervierteljahren keine sonsti-

gen Leistungen im Sinne des Abs. 1 erbracht werden; 
 c) wenn er die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung nicht mehr 

erfüllt; 
 d) wenn er wiederholt gegen die Vorschriften dieser Sonderregelung verstößt. 

Die Ausschlussentscheidung wird elektronisch übermittelt und wirkt ab dem ersten Tag des Kalen-
dervierteljahres, das auf die Übermittlung der Ausschlussentscheidung folgt. Ist der Ausschluss jedoch 
auf eine Änderung des Ortes, von dem aus der Unternehmer sein Unternehmen betreibt, oder auf eine 
Änderung des Ortes der Betriebsstätte zurückzuführen, so ist der Ausschluss ab dem Tag dieser Änderung 
wirksam. 

Sperrfristen 

(8) Erfolgt ein Ausschluss gemäß Abs. 7 lit. a oder beendet ein Unternehmer gemäß Abs. 6 die Inan-
spruchnahme dieser Sonderregelung, kann der Unternehmer diese Sonderregelung zwei Kalenderviertel-
jahre ab Wirksamkeit des Ausschlusses bzw. der Beendigung nicht in Anspruch nehmen. Erfolgt ein 
Ausschluss gemäß Abs. 7 lit. d, beträgt dieser Zeitraum acht Kalendervierteljahre und gilt für die Sonder-
regelungen gemäß § 25a und Art. 25a. 

Berichtspflichten 

(9) Der Unternehmer hat die Beendigung seiner dieser Sonderregelung unterliegenden Tätigkeit, 
Änderungen, durch die er die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung nicht 
mehr erfüllt, sowie Änderungen der im Rahmen der Sonderregelung mitgeteilten Angaben bis zum zehn-
ten Tag des folgenden Monates über FinanzOnline zu melden. 

Aufzeichnungspflichten 

(10) Die Aufzeichnungen über die nach dieser Sonderregelung getätigten Umsätze haben getrennt 
nach den Mitgliedstaaten zu erfolgen, in denen die Umsätze ausgeführt worden sind. Die Aufzeichnungen 
sind zehn Jahre aufzubewahren und über Aufforderung der zuständigen Behörde auf elektronischem Weg 
zur Verfügung zu stellen. 

Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer 

(11) Unterliegt ein Unternehmer in einem anderen Mitgliedstaat der Sonderregelung gemäß 
Art. 369a bis 369k der Richtlinie 2006/112/EG und hat er keine Betriebsstätte im Inland, sind die Abs. 2 
bis 10 für die im Inland ausgeführten, der Sonderregelung unterliegenden steuerpflichtigen Umsätze sinn-
gemäß anzuwenden. 

Änderung der Bemessungsgrundlage 
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(12) Änderungen der Bemessungsgrundlage von Umsätzen gemäß Abs. 11 durch den Unternehmer 
sind innerhalb von drei Jahren ab dem Tag, an dem die ursprüngliche Erklärung abzugeben war, durch 
Berichtigung der ursprünglichen Erklärung elektronisch vorzunehmen und wirken auf den ursprünglichen 
Erklärungszeitraum zurück. 

Entstehung der Steuerschuld, Fälligkeit, Entrichtung 

(13) Die Steuerschuld für Umsätze gemäß Abs. 11 entsteht in dem Zeitpunkt, in dem die sonstigen 
Leistungen ausgeführt werden. Die Steuer ist spätestens am zwanzigsten Tag (Fälligkeitstag) des auf den 
Erklärungszeitraum, in dem die sonstige Leistung ausgeführt worden ist, folgenden Monates zu entrich-
ten. Für diese Umsätze ist § 21 Abs. 1 bis 6 nicht anzuwenden. 

Festsetzung der Steuer 

(14) Unterlässt der Unternehmer die Einreichung der Steuererklärung pflichtwidrig oder erweist sich 
die Steuererklärung als unvollständig oder die Selbstberechnung als nicht richtig, so hat das Finanzamt 
die Steuer für Umsätze im Sinne des Abs. 11 festzusetzen. Die festgesetzte Steuer hat den im Abs. 13 
genannten Fälligkeitstag. 

Vorsteuerabzug 

(15) Ein Unternehmer, der sonstige Leistungen erbringt, die einer Sonderregelung gemäß Art. 369a 
bis 369k der Richtlinie 2006/112/EG im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat unterliegen, und der 
nicht verpflichtet ist, gemäß § 21 Abs. 4 eine Steuererklärung abzugeben, hat den mit diesen sonstigen 
Leistungen in Zusammenhang stehenden Vorsteuerabzug unter Anwendung des § 21 Abs. 9 vorzuneh-
men, unabhängig davon, ob es sich um einen im Inland ansässigen Unternehmer handelt.“ 

b) In Art. 28 Abs. 1 lautet der 1. Satz: 

„Das Finanzamt hat Unternehmern im Sinne des § 2, die im Inland Lieferungen oder sonstige Leistungen 
erbringen, für die das Recht auf Vorsteuerabzug besteht, oder zur Inanspruchnahme der Sonderregelung 
gemäß Art. 25a eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer zu erteilen.“ 

Artikel X2 

Änderung des Stabilitätsabgabegesetzes 

Das Stabilitätsabgabegesetz, BGBl. I Nr. 111/2010, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 13/2014, wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 wird folgender Abs. 4 eingefügt: 

„(4) Die Abgabenschuld für Kreditinstitute im Sinne des § 2 Abs. 2 Z 4 endet mit jenem Monat, in 
dem die Europäische Kommission den Beschluss gefasst hat, dass die staatliche Beihilfe für die geordnete 
Abwicklung eines Kreditinstituts mit dem Binnenmarkt gemäß Art. 107 (3) (b) AEUV vereinbar ist.“ 

2. In § 9 wird folgender Abs. 4 eingefügt: 

„(4) § 6 Abs. 4 tritt mit der Veranlagung 2013 in Kraft.“ 

Artikel X3 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 

Das Grunderwerbsteuergesetz 1987, BGBl. Nr. 309/1987, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 1/2013, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Z 2 erster Satz entfällt das Wort „unentgeltliche“ und wird der Verweis „§ 4 Abs. 2 Z 1 oder Z 4“ 
durch den Verweis „§ 4 Abs. 2 Z 1 lit. a oder b oder Z 2“ ersetzt. 

b) In Z 7 wird der Verweis „§ 4 Abs. 2 Z 1“ durch den Verweis „§ 4 Abs. 2 Z 1 lit. a“ ersetzt. 

c) Z 9 lautet: 
 „9. Zuwendungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften.“ 
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2. § 4 lautet samt Überschrift: 

„Art der Berechnung 

§ 4. (1) Die Steuer ist vom Wert der Gegenleistung (§ 5) zu berechnen. 

(2) Abweichend von Abs. 1 gilt Folgendes: 
 1. Bei den nachstehend angeführten begünstigten Erwerbsvorgängen ist die Steuer vom Dreifachen 

des Einheitswertes (§ 6), maximal jedoch von 30% des gemeinen Wertes, zu berechnen: 
 a) bei Übertragung einer Liegenschaft an den Ehegatten oder eingetragenen Partner während 

aufrechter Ehe (Partnerschaft) oder im Zusammenhang mit der Auflösung der Ehe (Partner-
schaft), an den Lebensgefährten, sofern die Lebensgefährten einen gemeinsamen Hauptwohn-
sitz haben oder hatten, an einen Verwandten oder Verschwägerten in gerader Linie, an ein 
Stief-, Wahl- oder Pflegekind oder deren Kinder, Ehegatten oder eingetragenen Partner, oder 
an Geschwister, Nichten oder Neffen des Überträgers; 

 b) bei Erwerb durch Erbanfall, durch Vermächtnis oder in Erfüllung eines Pflichtteilsanspruches, 
wenn die Leistung an Erfüllungs Statt vor Beendigung des Verlassenschaftsverfahrens verein-
bart wird, durch den in lit. a angeführten Personenkreis; 

 c) wenn alle Anteile einer Gesellschaft vereinigt werden oder alle Anteile einer Gesellschaft 
übergehen; das gleiche gilt bei den entsprechenden schuldrechtlichen Geschäften. 

 2. Bei den nachstehend angeführten Erwerbsvorgängen betreffend land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke ist die Steuer vom Einheitswert (§ 6) zu berechnen: 

 a) bei Übertragung an den Ehegatten oder eingetragenen Partner während aufrechter Ehe (Part-
nerschaft) oder im Zusammenhang mit der Auflösung der Ehe (Partnerschaft), an den Lebens-
gefährten, sofern die Lebensgefährten einen gemeinsamen Hauptwohnsitz haben oder hatten, 
an einen Verwandten oder Verschwägerten in gerader Linie, an ein Stief-, Wahl- oder Pflege-
kind oder deren Kinder, Ehegatten oder eingetragenen Partner, oder an Geschwister, Nichten 
oder Neffen des Überträgers; 

 b) bei Erwerb durch Erbanfall, durch Vermächtnis oder in Erfüllung eines Pflichtteilsanspruches, 
wenn die Leistung an Erfüllungs Statt vor Beendigung des Verlassenschaftsverfahrens verein-
bart wird, durch den in lit. a angeführten Personenkreis; 

 c) wenn alle Anteile einer Gesellschaft vereinigt werden oder alle Anteile einer Gesellschaft 
übergehen; das gleiche gilt bei den entsprechenden schuldrechtlichen Geschäften. 

 3. Die Steuer ist – abgesehen von Z 1 und 2 – vom gemeinen Wert zu berechnen, 
 a) wenn eine Gegenleistung nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln ist oder die Gegenleistung 

geringer ist als der gemeine Wert des Grundstückes, 
 b) beim Erwerb durch Erbanfall, durch Vermächtnis oder in Erfüllung eines Pflichtteilsanspru-

ches, wenn die Leistung an Erfüllungs Statt vor Beendigung des Abhandlungsverfahrens ver-
einbart wird. 

 4. Bei einem Tauschvertrag, der für jeden Vertragsteil den Anspruch auf Übereignung eines Grund-
stückes begründet, ist die Steuer sowohl vom Wert der Leistung des einen als auch vom Wert der 
Leistung des anderen Vertragsteiles zu berechnen.“ 

3. § 6 lautet samt Überschrift: 

„Einheitswert 

§ 6. (1) Maßgebend ist der Einheitswert, der auf den dem Erwerbsvorgang unmittelbar vorausgegan-
genen Feststellungszeitpunkt festgestellt ist. 

(2) Bildet das Grundstück, das Gegenstand des Erwerbsvorganges ist, einen Teil einer wirtschaftli-
chen Einheit (Untereinheit), für die ein Einheitswert festgestellt ist, so ist als Wert der entsprechende 
Teilbetrag des Einheitswertes anzusetzen. Der Teilbetrag ist unter sinngemäßer Anwendung der Grunds-
ätze, die für die Zerlegung der Einheitswerte gelten, zu ermitteln. 

(3) Haben sich die Verhältnisse zwischen dem unmittelbar vorausgegangenen Feststellungszeitpunkt 
und dem Zeitpunkt des Erwerbsvorganges (Stichtag) dergestalt geändert, dass nach den Vorschriften des 
Bewertungsgesetzes die Voraussetzungen für eine Wertfortschreibung oder eine Artfortschreibung oder 
spätestens durch den Erwerbsvorgang die Voraussetzungen für eine Nachfeststellung gegeben sind, so ist 
auf den Zeitpunkt des Erwerbsvorganges (Stichtag) ein besonderer Einheitswert unter sinngemäßer An-
wendung der Grundsätze für Fortschreibungen oder Nachfeststellungen zu ermitteln; in den Fällen des 
Abs. 2 aber nur dann, wenn sich die Wertabweichung auch auf den Teil der wirtschaftlichen Einheit er-
streckt.“ 
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4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Steuer beträgt beim Erwerb von Grundstücken: 
 1. durch den Ehegatten oder den eingetragenen Partner während aufrechter Ehe (Part-

nerschaft) oder im Zusammenhang mit der Auflösung der Ehe (Partnerschaft), an 
den Lebensgefährten, sofern die Lebensgefährten einen gemeinsamen Hauptwohn-
sitz haben oder hatten, an einen Verwandten oder Verschwägerten in gerader Linie, 
an ein Stief-, Wahl- oder Pflegekind oder deren Kinder, Ehegatten oder ein einge-
tragenen Partner, oder durch Geschwister, Nichten oder Neffen  ...... 2 v.H., 

 2. durch andere Personen  ............................................................... 3,5 v.H.“ 

b) In Abs. 2 wird der Verweis „§ 4 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 und 4“ durch den Verweis „§ 4 Abs. 1 und 
Abs. 2 Z 3 und 4“ ersetzt. 

5. In § 8 Abs. wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Bei Erwerben durch Erbanfall entsteht die Steuerschuld mit der Rechtskraft des Beschlusses 
über die Einantwortung und bei Erwerben durch Vermächtnis mit Bestätigung des Verlassenschaftsge-
richts gemäß § 182 Abs. 3 Außerstreitgesetz, BGBl. I Nr. 111/2003, in der jeweils geltenden Fassung.“ 

6. § 12 lautet samt Überschrift: 

„Selbstberechnungserklärung 

§ 12. Der Parteienvertreter ist befugt, unter Verwendung des amtlichen Vordrucks gegenüber dem 
Grundbuchsgericht je Erwerbsvorgang zu erklären, dass eine Selbstberechnung gemäß § 11 vorgenom-
men worden ist und die Grunderwerbsteuer sowie die Eintragungsgebühr nach dem Gerichtsgebührenge-
setz – GGG, BGBl. Nr. 501/1984 in der jeweils geltenden Fassung, gemäß § 13 abgeführt werden. Auf 
der Selbstberechnungserklärung sind überdies anzugeben 
 1. der Wert, der der Selbstberechnung der Eintragungsgebühr nach dem GGG zugrunde gelegt 

worden ist (Bemessungsgrundlage), 
 2. der Betrag der selbst berechneten Eintragungsgebühr, 
 3. die Erklärung, dass die Eintragungsgebühr nicht zurückgezahlt und kein Antrag auf Zurückzah-

lung der Eintragungsgebühr gestellt worden ist. Diese Erklärung ist vom Parteienvertreter nach 
seinem Wissensstand zum Zeitpunkt der Ausstellung der Erklärung abzugeben. 

Die Selbstberechnungserklärung muss diese Angaben auch dann enthalten, wenn keine Grunderwerbsteu-
er bzw. Eintragungsgebühr anfällt.“ 

7. In § 13 lauten der fünfte und sechste Satz: 

„Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, die elektronische Selbstberechnung und Anmeldung 
durch Verordnung näher zu regeln, soweit sich die Regelungen auf die gerichtlichen Eintragungsgebühren 
beziehen, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz. Aus der Anmeldung muss sich ergeben, 
für welchen Steuerschuldner in welchem Ausmaß die Steuer und die Eintragungsgebühren nach dem 
GGG selbst berechnet und entrichtet wurden.“ 

8. § 16 lautet samt Überschrift: 

„Mitteilungspflicht 

§ 16. Stellt sich die Unrichtigkeit der Bemessungsgrundlage für die Selbstberechnung bei der 
Grunderwerbsteuer oder eine unrichtige Entrichtung der selbstberechneten Eintragungsgebühr nach dem 
GGG (Fehlbetrag nach § 4 Abs. 5a GGG) heraus, so hat das Finanzamt ohne unnötigen Aufschub dem 
Grundbuchsgericht die richtige Bemessungsgrundlage oder den zu entrichtenden Betrag an selbstberech-
neter Eintragungsgebühr mitzuteilen. Dies gilt sinngemäß, wenn eine Selbstberechnungserklärung ausge-
stellt worden ist, aber eine Selbstberechnung der Eintragungsgebühr unterblieben ist.“ 

9. Im § 18 werden nach Abs. 2l folgende Abs. 2m bis 2o angefügt: 
 „(2m) § 3 Abs. 1 Z 2, 7, 8 und 9, § 4 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1, 3 und 4, §§ 6 und 7 und § 8 Abs. 4 jeweils 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 sind auf alle Erwerbsvorgänge anzu-
wenden, die nach dem 31. Mai 2014 verwirklicht werden oder für die die Steuerschuld oder ein 
Erhebungsgrund für die Steuer nach dem 31. Mai 2014 entsteht. Wurde der Erwerbsvorgang vor 
dem 1. Juni 2014 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 1. Juni 2014 verstorben, kann der 
Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber 
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dem Finanzamt schriftlich erklären, dass die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 und §§ 6 und 7, jeweils 
in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2014, erfolgen soll. 

 (2n) 1. § 4 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 ist auf alle Erwerbs-
vorgänge betreffend land- und forstwirtschaftliche Grundstücke anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2014 verwirklicht werden oder für die die Steuerschuld oder ein Erhebungsgrund 
für die Steuer nach dem 31. Dezember 2014 entsteht. Wurde der Erwerbsvorgang nach dem 
31. Mai 2014 und vor dem 1. Jänner 2015 verwirklicht oder ist der Erblasser nach dem 31. Mai 
2014 und vor dem 1. Jänner 2015 verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steu-
er selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich erklären, dass 
die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 
erfolgen soll. Wurde der Erwerbsvorgang vor dem 1. Juni 2014 verwirklicht oder ist der Erblas-
ser vor dem 1. Juni 2014 verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer selbst-
berechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich erklären, dass die Be-
steuerung nach § 4 Abs. 2 und §§ 6 und 7 jeweils in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. xxx/2014 erfolgen soll. 

 2. Beim Erwerb eines land- und forstwirtschaftlichen Grundstücks ist, wenn der Erwerbsvorgang 
nach dem 31. Mai 2014 und vor dem 1. Jänner 2015 verwirklicht wird, die Steuer vom Einheits-
wert (§ 6) zu berechnen, wenn das Grundstück an den Ehegatten oder eingetragenen Partner wäh-
rend aufrechter Ehe (Partnerschaft) oder im Zusammenhang mit der Auflösung der Ehe (Partner-
schaft), an den Lebensgefährten, sofern die Lebensgefährten einen gemeinsamen Hauptwohnsitz 
haben oder hatten, an einen Verwandten oder Verschwägerten in gerader Linie, an ein Stief-, 
Wahl- oder Pflegekind oder deren Kinder, Ehegatten oder eingetragenen Partner, oder an Ge-
schwister, Nichten oder Neffen des Übergebers zur weiteren Bewirtschaftung gegen Sicherung 
des Lebensunterhaltes des Übergebers überlassen wird. 

(2o) Die §§ 12, 13 und 16 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 sind auf alle 
Erwerbsvorgänge anzuwenden, für die die Selbstberechnung gemäß § 11 nach dem 31. Dezember 2014 
vorgenommen wird.“ 

Artikel X4 

Änderung der Bundesabgabenordnung 

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 13/2014, wird wie folgt geändert: 

1. In § 125 Abs. 1 lit. a BAO wird der Betrag „400 000 Euro“ durch den Betrag „550 000 Euro“ ersetzt. 

2. In § 323 wird folgender Abs. 43 angefügt: 

„(43) § 125 Abs. 1 lit. a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 ist erstmals auf in 
den Jahren 2013 und 2014 ausgeführte Umsätze anzuwenden.“ 

Artikel X5 

Änderung des Gesundheits- und Sozialbereich-Beihilfengesetzes 

Das Bundesgesetz, mit dem Beihilfen im Gesundheits- und Sozialbereich geregelt werden (Gesund-
heits- und Sozialbereich-Beihilfengesetz), BGBl. Nr. 746/1996, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 22/2012, wird wie folgt geändert: 

1. Dem Kurztitel wird die Abkürzung samt Satzzeichen „– GSBG“ angefügt. 

2. § 2 Abs. 4 und 5 lauten wie folgt: 

„(4) Besteht für eine Einrichtung, die Beihilfe nach Abs. 1 in Anspruch genommen hat, dieser An-
spruch nicht mehr, und kann eine Vorsteuerberichtigung gemäß § 12 Abs. 10 UStG 1994 geltend gemacht 
werden, ist der gemeine Wert der Anlagegüter der Einrichtung als fiktiver Verkaufserlös für eine Kürzung 
nach Abs. 1 anzusetzen. Die Kürzung ist durch die in Anspruch genommene Vorsteuerberichtigung be-
grenzt. 

(5) Wird ein Gegenstand des Anlagevermögens eines Unternehmers, welcher nach § 1 oder § 2 Bei-
hilfe bezieht, durch eine Änderung der Verwendung einer Vorsteuerberichtigung unterworfen, ist dafür in 
Anspruch genommene Beihilfe für die gleichen Zeiträume und in gleicher Höhe wie die Vorsteuerberich-
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tigung zu kürzen. Wechselt die Verfügungsmacht über einen solchen im Zuge eines gemäß UStG 1994 
nicht steuerbaren Umsatzes, erfolgt eine Kürzung in der Höhe, die bei Steuerbarkeit eine zum Zeitpunkt 
der Verwirklichung des Sachverhalts erfolgte Vorsteuerberichtigung bzw. eine Beihilfenkürzung nach 
Abs. 1 unter Anwendung eines fiktiven Entgelts in Höhe des gemeinen Werts ausgelöst hätte.“ 

3. In § 5 wird nach der Wortfolge „Die Berichtigung ist“ die Wortfolge „bis zur Abgabe der Jahreserklä-
rung“ eingefügt; an die Stelle des letzten Punktes tritt die Wortfolge „, danach für das Kalenderjahr.“ 

4. Der bisherige Text des § 6 erhält die Bezeichnung „(1)“ und es werden folgende Abs. 2 und 3 angefügt: 

„(2) Bis zum Ende des Monates Juni des Folgejahres ist eine zusammenfassende Jahreserklärung im 
gleichen Wege abzugeben. 

(3) Der Anspruch auf Geltendmachung der Beihilfe verjährt fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in 
dem der Beihilfenanspruch entstanden ist.“ 

Artikel X6 

Änderung des Amtshilfe-Durchführungsgesetzes 

Das Amtshilfedurchführungsgesetz – ADG, BGBl. I Nr. 102/2009, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 wird die Wortfolge „des verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahrens“ durch die Wort-
folge „des verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahrens mit Ausnahme des § 99 Abs. 6 Finanzstrafge-
setz“ ersetzt. 

2. § 4 samt Überschrift lautet: 

„Feststellung und Prüfung der Offenbarungspflicht bei Bankauskünften 

§ 4. (1) Das vom ausländischen Amtshilfeersuchen betroffene Kreditinstitut ist nach erfolgter Prü-
fung gemäß § 2 Abs. 3 unverzüglich über das ausländische Amtshilfeersuchen und die erbetenen Aus-
künfte von der für die Durchführung des Amtshilfeverfahrens in Österreich zuständigen Behörde zu ver-
ständigen. 

(2) Bezieht sich das ausländische Amtshilfeersuchen auf eine Gruppe von nicht einzeln identifizier-
ten Personen, hinsichtlich derer seitens des um Amtshilfe ersuchenden Staates Grund zur Vermutung 
besteht, dass die von dieser Gruppe umfassten Personen steuerrechtliche Vorschriften des um Amtshilfe 
ersuchenden Staates nicht eingehalten haben (Gruppenersuchen), ist dem Ersuchen nur dann zu entspre-
chen, wenn der um Amtshilfe ersuchende Staat in Übereinstimmung mit den die Grundlage dieses Ersu-
chens bildenden zwischenstaatlichen Rechtsvorschriften die Gruppe sowie die konkreten Sachverhalte 
und Umstände, die zu dem Ersuchen geführt haben, ausreichend beschreibt und dabei darlegt, um welche 
steuerrechtlichen Vorschriften des um Amtshilfe ersuchenden Staates es sich dabei handelt, auf Grund 
welcher Umstände Grund zur Annahme besteht, dass die von der Gruppe umfassten Personen diese steu-
errechtlichen Vorschriften verletzt haben könnten, und dass die erbetenen Informationen für die Feststel-
lung, ob diese Rechtsvorschriften verletzt worden sind, von Nutzen sind. 

(3) Die Voraussetzungen zur Erteilung von Informationen sind erfüllt, wenn seitens der für die 
Durchführung des Amtshilfeverfahrens zuständigen Behörde hinsichtlich des ausländischen Amtshilfeer-
suchens keine formellen Beanstandungen getroffen werden. Sie sind auch dann erfüllt, wenn in diesem 
Ersuchen die Identität der Person nicht durch den Namen sondern lediglich durch ein anderes Identifika-
tionsmerkmal, wie z.B. eine Kontonummer, bekannt gegeben wird. Ist das Kreditinstitut auf Grund der 
Angaben im ausländischen Amtshilfeersuchen nicht in der Lage, die erforderlichen Informationen be-
kannt zu geben, hat dieses unverzüglich die Gründe hiefür der für die Durchführung des Amtshilfeverfah-
rens in Österreich zuständigen Behörde mitzuteilen. Diese wird sich erforderlichenfalls mit der um Amts-
hilfe ersuchenden ausländischen Behörde ins Einvernehmen setzen und nach Einlangen entsprechender 
ergänzender Angaben das Amtshilfeersuchen entsprechend modifizieren.“ 

3. Der bisherige § 8 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. 

4. Dem § 8 werden folgende Abs. 2 und 3 angefügt: 

„(2) § 2 Abs. 2 und § 4, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014, treten mit 
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

(3) § 4 in der Fassung BGBl. I Nr. 102/2009 ist nach Maßgabe von Art. 131 Abs. 3 B-VG in der Fas-
sung BGBl. I Nr. 51/2012 auf begründete Anträge der vom ausländischen Amtshilfeersuchen betroffenen, 
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aus der Geschäftsverbindung mit dem Kreditinstitut verfügungsberechtigten Personen auf einen Bescheid, 
welcher über das Vorliegen der gemäß § 2 Abs. 3 für die Durchbrechung des Bankgeheimnisses maßgeb-
lichen Voraussetzungen für die Durchführung des Amtshilfeverfahrens abspricht, anzuwenden, welche 
bei der zuständigen Behörde vom 1. Jänner 2014 bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 4 in der Fas-
sung BGBl. I Nr. xxx/2014 eingelangt sind.“ 
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